Arbeitspflicht in Österreich oder:
Müsste Univ.-Prof. Dr. Heinz Mayer im Falle der Arbeitslosigkeit auch (Häusl-) putzen gehen ?

Dass in der Politik nicht unbedingt die sachkundigen Personen diskutieren, und vor

Wahlen schon gar nicht, ist ohnehin allgemein bekannt. 

Dem Standard entnehme ich eine Äußerung des Verfassungsexperten Univ.-Prof. Dr.

Heinz Mayer:

Verfassungsexperte: Keine Zwangsarbeit

Verfassungsexperte Heinz Mayer glaubt im Gespräch mit derStandard.at nicht, dass der

Vorschlag von Marek verfassungswidrig oder menschenrechtswidrig sein könnte. Eine

Form der Zwangsarbeit liegt seiner Meinung nach nicht vor. "Wenn ich Geld in Form

der Mindestsicherung vom Staat bekomme, ist es nicht ungewöhnlich, dass dafür auch

etwas eingefordert wird." Im konkreten Fall komme es vor allem auf eine humane

Umsetzung an. "Die Leistungsfähigkeit der Menschen darf nicht überspannt werden, die

Arbeit nicht zeitlich unbegrenzt verlangt werden. Es muss auf Alter und Ausbildung

Rücksicht genommen werden", meint Heinz Mayer gegenüber derStandard.at. "Ein

arbeitsloser Primar kann nicht dann als Putzkraft im Krankenhaus eingesetzt werden."

Ich schätze Herrn Universitätsprofessor Dr. Heinz Mayer außerordentlich und sind

unsere Rechtsmeinungen fast immer beinahe deckungsgleich (unabhängig voneinander).

Nur bei dieser Äußerung hat er sich nicht wirklich mit dem AlVG wie es ist, und Art.

4 der EMRK, der Zwangs- und Pflichtarbeit verbietet, auseinandergesetzt.

Die Arbeitspflicht bzw. die Pflicht ohne Entzug von Arbeitslosengeld, Notstandhilfe

oder Mindestsicherung annehmen zu müssen geht beträchtlich weiter, als Univ.-Prof.

Mayer annimmt:

Wenn er Univ.-Prof. Dr. Heinz Mayer meint: "Ein arbeitsloser Primar kann nicht dann

als Putzkraft im Krankenhaus eingesetzt werden." kennt er offenbar das AlVG nicht.

Herr Univ.-Prof. Mayer hat offenbar § 9 Abs. 3 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes

nicht gelesen. Diese Regelung lautet wortwörtlich:

»(3) In den ersten 100 Tagen des Bezuges von Arbeitslosengeld auf Grund einer neu

erworbenen Anwartschaft ist eine Vermittlung in eine nicht dem bisherigen

Tätigkeitsbereich entsprechende Tätigkeit nicht zumutbar, wenn dadurch eine künftige

Beschäftigung im bisherigen Beruf wesentlich erschwert wird. In den ersten 120 Tagen

des Bezuges von Arbeitslosengeld auf Grund einer neu erworbenen Anwartschaft ist

eine Beschäftigung in einem anderen Beruf oder eine Teilzeitbeschäftigung nur

zumutbar, wenn das sozialversicherungspflichtige Entgelt mindestens 80 vH des der

letzten Bemessungsgrundlage für das Arbeitslosengeld entsprechenden Entgelts

beträgt. In der restlichen Zeit des Bezuges von Arbeitslosengeld ist eine

Beschäftigung in einem anderen Beruf oder eine Teilzeitbeschäftigung nur zumutbar,

wenn das sozialversicherungspflichtige Entgelt mindestens 75 vH des der letzten

Bemessungsgrundlage für das Arbeitslosengeld entsprechenden Entgelts beträgt.

Entfällt im maßgeblichen Bemessungszeitraum mindestens die Hälfte der

Beschäftigungszeiten auf Teilzeitbeschäftigungen mit weniger als 75 vH der

Normalarbeitszeit, so ist während des Bezuges von Arbeitslosengeld eine

Beschäftigung in einem anderen Beruf oder eine Teilzeitbeschäftigung nur zumutbar,

wenn das sozialversicherungspflichtige Entgelt mindestens die Höhe des der letzten

Bemessungsgrundlage für das Arbeitslosengeld entsprechenden Entgelts erreicht. Der

besondere Entgeltschutz nach Teilzeitbeschäftigungen gilt jedoch nur, wenn die

arbeitslose Person dem Arbeitsmarktservice Umfang und Ausmaß der

Teilzeitbeschäftigungen durch Vorlage von Bestätigungen ehemaliger Arbeitgeber

nachgewiesen hat. Ist die Erbringung eines solchen Nachweises mit zumutbaren

Bemühungen nicht möglich, so genügt die Glaubhaftmachung.«

 Der von Univ.-Prof. Mayer dem Primararzt zugestandene Berufsschutz besteht gerade in

den ersten 100 Tagen des Bezuges von Arbeitslosengeld. Ein Entgeltschutz besteht

gerade 120 Tage.

Des Rätsels Lösung: ein Universitätsprofessor, der in dem Bezug der Notstandhilfe

kommt, muss (auch Häusl-) putzen gehen.

Herr Univ.-Prof. Mayer wird sich wundern: Nicht nur der von ihm angesprochene

Primararzt sondern auch er selbst als Univ.-Prof. würde spätestens, wenn er in dem

Bezug der Notstandhilfe kommt, auch putzen gehen müssen.

Die Aussage von Betreuern beim Arbeitsmarktservice: "Ich werde Sie Häusl-Putzen

schicken ! ", kommt nicht nur ausnahmsweise vor.

Was sagt dazu der bekannte Fernsehmoderator Assinger?

"Des het i ma net denkt."

Was ist Zwangs-und Pflichtarbeit nach der EMRK?

Art. 4 Abs. 1 der EMRK beinhaltet das Verbot der Sklaverei und Leibeigenschaft

(siehe auch die Erklärung von Leibeigenschaft nach Wikipedia, die recht gut ist).

Manche Vorstellungen, die in den Medien zum besten gegeben werden, scheinen mir

schon in Richtung einer angestrebten Leibeigenschaft arbeitsloser Menschen vom Staat

oder Gesellschaft zu gehen. Stellen wir uns die Frage: sollen die Bezieher der

Mindestsicherung Leibeigene des Staates, der aktiven Erwerbsbevölkerung, der

Gesellschaft durch gesellschaftliche Kräfte werden?

Art. 4 Abs. 2 der EMRK verbietet Zwangs-und Pflichtarbeit ganz grundsätzlich.

Nach Art. 4 Abs. 3 der EMRK sind dafür Ausnahmen vorgesehen für

-          Arbeitslose in der Haft

-          Militärdienst

-          Notstandspflichten (bei Notständen oder Katastrophen, die das Leben oder

das Wohl der Gemeinschaft bedrohen).

-          Übliche Bürgerpflichten: dazu gehören Hand-und Spanndienste in den

Kommunen, Pflichten zur Deichhilfe und zum Feuerwehrdienst, die Pflichten des

Arbeitgebers zur Abführung von Steuern und Sozialabgaben.

Univ.-Prof. Dr. Heinz Mayer muss ich vorhalten, dass seine Meinung völlig

oberflächlich und kursorisch ist und wenn ein Student bei ihm geprüft würde und zu

Art. 4 EMRK eine derart oberflächliche Meinung zum Besten gebe, diese vermutlich

nicht bestehen würde.

Es ist erstaunlich, wenn ein Universitätsprofessor des Verfassungsrechts (wozu auch

die Menschenrechte nach der EMRK gehören) vermeint, das Verbot der Zwangsarbeit habe

erst dort seine Grenzen, wenn die Leistungsfähigkeit der Menschen überspannt oder

die Arbeit zeitlich unbegrenzt verlangt würde. 

Vorwurf an die Medien:

den Medien muss man den Vorwurf machen, unreflektierte Meinungen zum besten geben zu

lassen. Ich von meiner Seite muss immer wieder feststellen, dass es

bedauerlicherweise sehr schwer ist, differenzierte richtige Meinungen anzubringen,

da sie eben für unsere Medienlandschaft, die davon geprägt ist, dass Journalisten

vorbereitete Presseaussagen übernehmen, schlichtweg zu mühsam sind. Damit tragen

unsere Medien wesentlich zur Verwahrlosung der politischen Kultur bei, da alle

möglichen Leute mit spontanen Einfällen daher kommen können und Platz in den Medien

bekommen. Je verfehlter Meinungen sind, desto besser für den Medien, da man damit

wieder Aufregung schaffen kann.

Auch dem Standard (der sich selbst als Qualitätsmedium sieht) muss man den Vorwurf

machen, einfach zu oben angesprochenen Frage nach dem Motto gearbeitet zu haben:

"Fragen wir halten gschwind dazu den Univ.-Prof. Mayer. "

Rechtsanwalt

Dr. Herbert Pochieser eh.
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